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JõRG PAUL MÜLLER, Grundrechte in der Schweiz: Im Rahmen 
der Bundesverfassung von 1999, der UNO-Pakte und der 
EMRK, Bero (Stãmpfli-Verlag), XLIX + 809 Seiten, Fr. 124.--

Di e Anerkennung un d die V erwirklichung von Grundrechten durch alle 
staatlichen Organe und durch die internationale Staatengemeinschaft 
stellt eine der grossten zivilisatorischen Leistungen der Menschheitsge­
schichte dar. Die mühsam erkampften Rechte der Menschen gegen die 
Willkür der Herrschenden haben ihren Niederschlag gefunden in den 
staatlichen Verfassungen und in einem immer dichter gewobenen Netz 
volkerrechtlicher Instrumente. In der Schweiz standen die Bemühungen 
um einen zeitgemassen Grundrechtskatalog wahrend der letzten dreissig 
Jahre i m Zentrum der Verfassungsreformen der· Kantone und des Bundes; 
damit fand die schopferische Weiterentwicklung der Grundrechte durch 
das Bundesgericht und durch die internationalen Organe zum Schutz der 
Menschenrechte Eingang in die neuen Verfassungen der Kantone und 
des Bundes. Die Gewahrleistung der Grundrechte durch das nationale 
Verfassungsrecht wird zunehmend überlagert durch die volkerrechtlichen 
Übereinkommen, die von der Schweiz ratifiziert worden sind: Dies be­
trifft im Rahmen der UNO vor allem den Pakt über wirtschaftliche, so­
ziale und kulturelle Rechte (Pakt I), den Pakt über bürgerliche und politi­
sche Rechte (Pakt II), das Übereinkommen gegen Folter und andere grau­
same, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, das 
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung, 
das Übereinkommen über die Rechte des Kindes und das Übereinkom­
men über die Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau; im 
Rahmen des Europarates sind dies in erster Linie die Europaische Kon­
vention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten, das Euro­
paische Übereinkommen zur Verhütung von Folter und unmenschlicher 
oder erniedrigender Behandlung oder Strafe, das Rahmenübereinkommen 
zum Schutz nationaler Minderheiten, die Charta der Regional- oder Min-
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derheitensprachen und das Übereinkommen zum Schutz des Menschen 
bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten. 

Das Werk von J org Paul Müller erscheint z u e ine m idealen Zeitpunkt: 
Nachdem Volk und Stande am 18. April 1999 die neue BV angenommen 
haben, liegt nun bereits für den ganzen Grundrechtsteil eine profunde 
Kommentierung vor, welche die bisherige Praxis des Bundesgerichts und 
der Organe der volkerrechtlichen Instrumente umfassend darstellt, das 
riesige Schrifttum aufarbeitet und durch seine kritische Auseinanderset­
zung mit dem heutigen Stand der Grundrechtsverwirklichung in der 
Schweiz wesentliche Impulse für die Anwendung und die Weiterent­
wicklung der neuen BV liefert. 

Jorg Paul Müller publizierte bereits 1982 seine "Elemente einer schwei­
zerischen Grundrechtstheorie"; dari n zeigte er, das s di e Grundrechte 
nicht nur Abwehrrechte gegen staatliche Eingriffe darstellen, sondern als 
Grundsatznormen die Behorden verpflichten, die Grundrechte in der 
gesamten Rechtsordnung zu verwirklichen. Diesem allgemeinen Teil 
über die konstitutive Bedeutung der Grundrechte für die Rechtsetzung 
und die Rechtsanwendung folgte 1985 ein besonderer Teil über die ein­
zelnen Grundrechte, der 1991 in zweiter Auflage erschien. Jorg Paul 
Müller legt nun eine dritte Auflage vor, die vollstandig überarbeitet und 
wesentlich erweitert ist. Neben einer umfassenden Darstellung der Praxis 
der Bundesbehorden und des wissenschaftlichen Schrifttums bezieht er 
systematisch die Grundrechtsentwicklung auf europaischer und globaler 
Ebene mit ein; ausserdem bietet er rechtsvergleichende Ausblicke zur 
Gerichtspraxis und Lehre in Deutschland und den USA. Er konnte dabei 
nicht nur auf seinen zahlreichen Publikationen im Bereich der Grund­
rechte aufbauen, sondern auch für einzelne Themen auf die Mitarbeit von 
elf wissenschaftlich Forschenden zahlen; anders ware wohl die Fülle des 
Stoffes nicht zu bewaltigen gewesen. Gleichwohl ist ihm ein Werk aus 
einem Guss gelungen, beseelt vom zutiefst humanistischen Engagement, 
das alle seine Publikationen pragt. 

Der Autor folgt im Wesentlichen dem Aufbau der zweiten Auflage; er 
übernimmt nicht die Systematik der neuen BV, die ihn offensichtlich 
nicht vollends überzeugt hat. Neu stellt er die Garantie der Menschen­
würde an den Anfang; damit wird unterstrichen, dass die Menschen­
würde einen Kern der Grundrechte darstellt. 
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Ein erstes Kapitel "Der Mensch und sein engster Lebensbereich" umfasst 
die verschiedenen Aspekte der personlichen Freiheit und weitere Aspekte 
personlicher Lebensgestaltung, zu denen die Glaubens- und Gewissens­
freiheit, die Ehefreiheit, der Schutz der Privatsphare, die Sprachenfreiheit 
und die Niederlassungsfreiheit geúihlt werden. 

Ein zweites Kapitel widmet sich ausführlich dem verfassungsrechtlichen 
Schutz der Kommunikation. Die freie Kommunikation wird nicht nur als 
unentbehrliches Element menschlicher Entfaltung, sondern auch als 
Grundlage des demokratischen Gemeinwesens verstanden. Neu werden 
in einem allgemeinen Teil gemeinsame Regeln und Grundsatze behan­
delt: vor allem der besondere Schutz, den die freie Kommunikation ge­
níesst, das Verbot der Vorzensur, die Ausübung der Kommunikations­
grundrechte auf offentlichem Grund, die Pflicht, straf- und privatrechtli­
che Beschrankungen der freien Kommunikation grundrechtskonform 
auszulegen sowie die besondere Güterabwagung bei Angestellten im 
offentlichen Dienst, Lehrkraften, Inhaftierten, Justizpersonen, Anwalten, 
Mitgliedern des Parlaments, Auslandern und privatrechtlich Angestell­
ten. In einem besonderen Teil werden die einzelnen Grundrechte freier 
Kommunikation behandelt: die Meinungsfreiheit als Auffanggrundrecht 
der freien Kommunikation, die Pressefreiheit und die freie Kommunika­
tion an Radio und Fernsehen (Medienfreiheit), Informationsfreiheit, 
Kunstfreiheit, Wissenschaftsfreiheit, Versammlungsfreiheit und Vereini­
gungsfreiheit. In einem weiteren Teil werden die Grundrechte im Bereich 
politischer Meinungsbildung ebenfalls in das Kapitel über den verfas­
sungsrechtlichen Schutz der Kommunikation aufgenommen. Damit un­
terstreicht der Autor, dass die Grundrechte freier Kommunikation "ele­
mentare Voraussetzungen des politischen Prozesses demokratischer Wil­
lensbildung" sichern (S. 361). Wahlen und Abstimmungen müssen zuver­
lassig und unverfalscht den freien Willen der Stimmberechtigten zum 
Ausdruck bringen. Als Grundrechte im Bereich politischer Meinungs­
bildung versteht der Autor die freie Kommunikation im Vorfeld von 
Wahlen und Abstimmungen sowie das Petitionsrecht. 

Ein drittes Kapitel behandelt die Rechtsgleichheit und das Verbot der 
Diskriminierung. 

Ein viertes Kapitel widmet sich den Garantien elementarer Gerechtig­
keit: dem Willkürverbot als "elementarstem Gehalt des Grundrechts-
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schutzes der Bundesverfassung" (S. 467) und dem Gebot von Treu und 
Glauben als Fundamentalnorm der gesamten Rechtsordnung. 

Das fünfte Kapitel behandelt die Garantíen fairer gerichtlicher und ad­
ministrativer Verfahren: das Verbot der Rechtsverweigerung und 
Rechtsverzogerung, de·n Anspruch auf rechtliçhes Gehor, den der Autor 
in einem weiten Sinne als Garantie verfahrensrechtlicher Kommunika­
tion und der Fairness innerhalb eines Prozesses oder eines Verfahrens 
definiert; der Anspruch auf unentgeltliche Rechtspflege, die Grundrechte 
der Angeschuldigten und die Garantie des verfassungsmassigen Richters. 
Nicht mehr aufgenommen .hat der Autor die Garantie des Wohnsitzge­
richtsstandes (Art. 30 Abs. 2 nBV): Jorg Paul Müller hat schon in der 
zweiten Auflage di e Berechtigung d er Garanti e des W ohnsitzgerichts­
standes als fraglich bezeichnet. In vielen Fallen hatten sachliche Gründe 
den Gesetzgeber bewogen, einen anderen als den Wohnsitzgerichtsstand 
festzulegen; die gegenüber früher stark gestiegene Mobilitat weiter Be­
volkerungskreise habe das Bedürfnis nach der Garantie des Wohnsitz­
richters zusatzlich verringert (S. 323). 

Das sechste Kapitel über die Eigentums- und Wirtschaftsordnung behan­
delt die Eigentumsgarantie und die Wirtschaftsfreiheit. 

Dem Werk vorangestellt sind ausserordentlich hilfreiche Bemerkungen 
zur Zitierweise von auslandischen und internationalen Gerichtsentschei­
den. Im Anhang finden sich die Texte der EMRK, der UNO-Pakte I und 
II, der BV von 1874 und der BV von 1999. Weiter bieten zwei Konkor­
danztabellen wertvolle Querverweise und Hinweise auf Fundstellen: eine 
erste zwischen der BV von 1999, dem Verfassungsentwurf des Bundes­
rates von 1996 und der BV von 1874; eine zweite zwischen der BV von 
1999, der EMRK, dem UNO-Pakt II, dem UNO-Pakt I und der Kantons­
verfassung von Bern. Entscheidregister mit samtlichen verarbeiteten 
Bundesgerichtsentscheiden und Urteilen des Europaischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte sowie ein differenziertes Sachregister beschliessen 
das Werk. 

J org P a ul Müller kommentiert di e einzelnen Grundrechte gemass d en 
Artikeln der neuen BV. Doch versteht er es didaktisch ausserordentlich 
geschickt, die Entstehungsgeschichte und die Praxis anhand der alten 
Verfassung aufzuzeigen und dann auf die neue BV hinzuweisen. So ge-
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lingt es ihm, die bisherige Verfassungsentwicklung nahtlos für die Inter­
pretation und die Weiterentwicklung der neuen BV fruchtbar zu machen. 
Besonders beeindruc~t seine Darstellung der Praxis des Bundesgerichts, 
der Organe der volkerrechtlichen Übereinkommen oder der Verfassungs­
gerichte Deutschlands und der USA: Mit wenigen treffenden Worten 
stellt der Autor den Sachverhalt dar und vermittelt damit anschaulich die 
hochstrichterliche Rechtsprechung und die internationale Praxis. Seine 
kritischen Kommentare beeindrucken durch das stete Bekenntnis zur 
Menschlichkeit und das Ringen um eine optímale Menschenrechtsver­
wirklichung. Für jedes einzelne Grundrecht stellt er differenziert dar: 
Begriff, Inhalt, Tragweite, die Praxis der Behorden und der internationa­
len Organe, die zulassigen Einschrankungen, den unantastbaren Kernge­
halt, die Trager (Schweizer, Auslander, juristische Personen, besondere 
Rechtsverhaltnisse oder besondere Güterabwagungen für einzelne Perso­
nenkategorien) sowie die mogliche Drittwirkung der Grundrechte unter 
Privaten. Auch mit den Bestimmungen der neuen BV setzt er sich kritisch 
auseinander; besonders wertvoll für di e U msetzung des neuen Verfas:... 
sungsrechts sind seine Erlauterungen zu den Verfassungsbestimmungen, 
die Neuerungen enthalten oder umstrittene Fragen klaren wollen, wie die 
Garantie der Menschenwürde, das Diskriminierungsverbot, Schutz vor 
Willkür und Wahrung von Treu und Glauben, Schutz der Kinder und 
Jugendlichen, Recht auf Hi1fe in Notlagen, Schutz vor Missbrauch per­
sonlicher Daten, Koalitionsfreiheit mit Recht auf Streik und Aussperrung 
sowie die Verfahrensgarantien. 

lch will schon gar nicht versuchen, die Kommentare von Jorg Pau] 
Müller zu den einzelnen Bestimmungen zusammenzufassen; ich konnte 
den differenzierten Ausführungen des Autors nicht gerecht werden. 
Stattdessen mochte ich auf einige seiner weiterfiihrenden Anregungen, 
Kritíken und Thesen hinweisen, di~ für die Konkretisierung der neuen 
BV im Geiste des Autors besonders wertvoll sind: 

Im Bereich des verfassungsrechtlichen Personlichkeitsschutzes kritisiert 
er u.a., dass in Artikel 10 Absatz 2 nBV die "personliche Freiheit" nicht 
mehr im bisherigen umfassenden Sinn erscheine, wei] sie den Schutz des 
Lebens, der personlichen Daten und der Privatsphare nicht mehr enthalte. 
Der Verfasser schlagt als neuen Begriff "Personlichkeitsschutz der Ver­
fassung" vor, der sich voll mit dem bisherigen ungeschriebenen Grund­
recht der personlichen Freiheit deckt (S. l 0). 
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Das Bundesgericht stelle an di e notwendigen V erdachtsmomente für ei ne 
Festnahme (Einschrankung der Bewegungsfreiheit) zu geringe Anforde­
rungen; dass eine Person ihre Identitat nicht nachweisen konne, genüge 
nicht- es müssten erschwerende objektive Gründe vorliegen (S. 36). 

Der Anspruch auf taglichen Spaziergang der Inhaftierten müsse unbe­
dingt gewahrt werden; er dürfe nicht vom Wohlverhalten des Inhaftierten 
abhangig gemacht werden. Die Praxis des Bundesgerichts sei problema­
tisch, die eine Beschrankung auf eine halbe Stunde oder den Entzug wah­
rend der ersten drei Tage zulasst (S. 73). 

Dass das Bundesgericht strenge Einzelhaft (mise au secret) zulasst, so­
fern damit nicht Druck auf die Gestandnisbereitschaft ausgeübt werden 
soll, trage grundrechtlichen Anforderungen zu wenig Rechnung (S. 77). 

Im Bereich der weiteren Aspekte personlicher Lebensgestaltung bemerkt 
der Autor u.a. zur Religionsfreiheit, dass der Schutz des konfessionellen 
Friedens nicht ein generelles Verbot jeder Kultushandlung auf offentli­
chem Boderi rechtfertigen konne; ein solches kantonales Gesetz oder 
etwa die Ablehnung eines Gesuchs für eine Palmsonntagsprozession hiel­
ten vor der Verfassung nicht mehr Stand (S. 81 ). 

Das Institut der Ehe sei gesellschaftlichem Wandel unterworfen, dem der 
Gesetzgeber Rechnung tragen konne. Die Botschaft des Bundesrates über 
die nBV sei zu eng, wenn sie das Institut der Ehe auf die traditionellen 
Paare beschranken wolle (S. l 02 f.). 

Der verfassungsrechtliche Schutz des Familienlebens wolle das tatsach­
liche Leben in der Familie schützen; das Recht auf Familiennachzug 
konne nicht - wie das Bundesgericht es tut - auf Personen mit einem 
gefestigten Anwesenheitsrecht in der Schweiz beschrankt werden; es 
komme grundsatzlich allen zu, die wahrend langerer Zeit nicht in die 
Heimat zurückkehren konnen (S. 115). 

Die Tragweite von Artikel 11 Absatz 2 nBV, wonach Kinder und Ju­
gendliche ihre Rechte im Rahmen ihrer Urteilsfahigkeit ausüben, sei 
unklar: unter Rechten müsste wohl ein enger Kern von Grundrechten 
verstanden werden, oder Rechte, die dem unmündigen Urteilsfahigen um 
seiner Personlichkeit willen zustehen. Ausserdem seien Kinder anzuho-
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ren, wenn über Sachen entschieden wird, in denen sie zu eigenstandiger 
Urteilsbildung fahig sind (S. 118, 422 f.). 

Einschrankungen der Sprachenfreiheit dürfen nicht allein mit dem 
Schutz eines Sprachgebiets (Territorialitatsprinzip) gerechtfertigt wer­
den; es müssten alle Voraussetzungen einer Grundrechtseinschrankung 
nach Artikel 36 nBV erfüllt sein (S. 144 f.). 

Zum Recht auf Existenzsicherung (Art. 12 nBV) zahlt Jorg Paul Müller 
auch den Anspruch auf grundlegende medizinische Hilfe (S. 166). Auch 
wer "selbstverschuldet" in Not gerat, hat unabhangig vom Verschulden 
Anspruch auf Hilfe. Den individuellen Eigenschaften der unterstützten 
Person ist allenfalls bei der Art der Leistung (z.B. Naturalleistung) an­
gemessen Rechnung zu tragen (S. 169, 178 f.). Die Existenzsicherung 
muss minimalen qualitati v en Krit~rien genügen, d ami t e in Überleben in 
Würde sowie soziale Kommunikation sichergestellt sind (S. 172 f.). 

Zum Bereich der Grundrechte freier Kommunikation bemerkt er u.a: 
unter den Schutz der Meinungsiiusserung sollen auch emotional gepragte 
Aussagen, extreme politische Meinungen oder Protesthaltungen fallen (S. 
I 86-190). 

Die Einordnung des Zensurverbots in Artikel 17 nBV über die Medien­
freiheit sei unbefriedigend, da dieses Verbot den Kerngehalt samtlicher 
Grundrechte freier Kommunikation darstelle. Die kantonale Praxis der 
Filmzensur verletze den Kerngehalt der Grundrechte freier Kommunika­
tion (S. 193). 

Die Praxis des Bundesgerichts, wonach eine Bewilligungspflicht zur 
Ausübung von Grundrechten auf offentlichem Grund keiner gesetzlichen 
Grundlage bedürfe, sei verfassungsdogmatisch nicht zu rechtfertigen (S. 
2 I 6 f.). Dieser Meinung war übrigens auch der Verfassungsgeber: die 
nBV verzichtet in Artikel 22 über die Versammlungsfreiheit bewusst auf 
eine Ermachtigung, wie sie Artikel 18 Absatz 3 VE 96 noch vorgesehen 
hatte, das s V ersammlungen auf offentlichem Grund auch o h ne gesetzli­
che Grundlage von einer Bewilligung abhangig gemacht werden dürfen. 
Künftig gelten die allgemeinen Voraussetzungen für Grundrechtsein­
schrankungen nach Artikel 36 nBV, also auch das Erfordernis einer ge­
setzlichen Grundlage für eine Bewilligungspflicht zur Ausübung von 
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Grundrechten au f offentlichem Grund. Weiter kritisiert J org P au l Müller 
die bundesgerichthche Praxis, welche eine generelle Bewilligungspflicht 
für das Sammeln von Unterschriften auf offentlichem Grund zuHisst (S . 

. 219). 

Der Rechtsschutz gegen vorHiufige Publikationsverbote sei noch unge­
nügend (S. 256). 

Die Praxis des Bundesgerichts, wonach die lnformationsfreiheit nur den 
Gebrauch allgemein zuganglicher Quellen sohütze, sei unbefriedigend; es 
bestehe e in Informationsanspruch al s V oraussetzúng wirksamer demo­
kratischer Partizipation; die Massenmedien hatten eine Wachterfunktion 
für die demokratische Óffentlichkeit zu erfüllen (294-298). 

Die Versammlungsfreiheit werde verletzt, wenn wahllos Teilnehmende 
registriert werden; nur ein konkreter polizeilicher Schutzzweck (z.B. bei 
strafbaren Handlungen) konnte eine solche Massnahme rechtfertigen (S. 
330 f.). Die Rechtsprechung des Bundesgerichts, wonach sich des Land­
friedensbruchs bereits strafbar macht, wer sich einer Menschenmenge 
anschliesst, die von einer für die Friedensordnung bedrohlichen Gn.md­
stimmung getragen wird, sei nicht verfassungskonform (S. 337). 

Wie das Bundesgericht in seinem Urteil vom 28. Juni 1999 bejaht auch 
Jorg Paul Müller ein Streikrecht, das nunmehr als Teilgehalt der Koaliti­
onsfreiheit und als Ausfluss der marktorientierten und sozialverpflichte­
ten Wirtschaftsordnung Eingang in die neue BV gefunden hat. Die Zu-

, lassigkeit eines Streiks soll nach Müller differenziert beurteilt werden: er 
wendet sich gegen einen generellen Ausschluss von Sympathie- und So­
lidaritatsstreiks; kurze Warn- und Proteststreiks konnen von der Mei­
nungsfreiheit geschützt sein; auch das Streikrecht von offentlich-rechtli­
chen Angestellten müsse im Lichte der Ókonomisierung und Privatisie­
rung neu überdacht werden, wobei zu würdigen sei, dass Streiks auch 
eine Form der Meinungsausserung und Mobilisierung der offentlichen 
Meinung bedeuten konnen (S. 353-360). 

Zur Wahl- und Abstimmungsfreiheit kritisiert Jorg Paul Müller das Bun­
desgericht, welches Unregelmassigkeiten zu sehr nach ihren Auswirkun­
gen auf den Stimmenunterschied beim Urnengang beurteile; er verlangt 
eine strengere Praxis: er würde Beschwerden vor dem Urnengang mit 
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einer aufschiebenden Wirkung einer Wiederholung der Abstimmung -
die ausserst selten vorkommt - vorzieheri (S. 377 f.). Dass die Abstim­
mungserliiuterungen des Bundesrats keiner gerichtlichen oder adminis­
trativen Überprüfung unterliegen, halt er für unbefriedigend (S. 380). U m 
die IntegriU:it der Willensbildung zu gewahrleisten, sollte die briefliche 
Stimmabgabe auf wenige Tage oder auf eine Woche vor Urnenschluss 
beschrankt werden (S. 384). Petitionen sollten beantwortet werden; die 
Praxis des Bundesgerichts, die einen solchen Anspruch ablehnt, müsse 
überprüft werden (S. 390). 

Im Bereich der Rechtsgleichheit fordert er u.a: das Gebot der Nichtdis­
kriminierung dürfe nicht als Anknüpfungsverbot verstanden werden, d.h. 
als absolutes Verbot, rechtliche Diffe~enzierungen nach Rasse, Ge­
schlecht, Hautfarbe ete. vorzunehmen; Sinn des Diskriminierungsverbo­
tes sei der qualifizierte Schutz diskriminierter Gruppen, was sich auch zu 
Lasten bisher privilegierter Gruppen auswirken konne (S. 412-416). 

Das Willkürverbot - in Artikel 9 nBV als eigenstandiges Grundrecht 
verankert - werde nun selbststandig mit staatsrechtlicher Beschwerde 
gerügt werden konnen, dies im Gegensatz zur bisher restriktiven Legiti­
mationspraxis des Bundesgerichts, die bei Willkürbeschwerden im Be­
reich der Rechtsanwendung den zusatzlichen Nachweis einer Rechtsver­
letzung verlangt (S. 478-480). 

Im Bereich der Garantien fairer gerichtlicher und administrativer V er-
. fahren kritisiert der Autor di e bundesgerichtliche Rechtsprechung, wo­
nach in mündlichen Universitats- und Anwaltsexamen kein Protokoll 
erstellt werden muss; damit · werde ei ne Überprüfung der Entscheide 
verunmoglicht (S. 532). Ebenso wenig vermoge die bundesgerichtliche 
Praxis zu überzeugen, wonach die Abweisung eines Begnadigungsge­
suchs nicht begründet werden muss (S. 540). 

Wenn das Bundesgericht es zulasst, dass der amtliche Rechtsbeistand 
nicht zum vollen Anwaltstarif entschadigt wird, so bestehe die Gefahr, 
dass er sich weniger einsetzt; es soll der gleiche Ansatz gelten (S. 546). 

Die un·schuldsvermutung verbiete es, das Schweigen oder hartniickige 
Bestreiten des Angeklagten als straferhohend zu berücksichtigen, wie 
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dies das Bundesgericht und der Europaische Gerichtshof für Menschen­
rechte zulassen (S. 562). 

Er fordert, dass auch die Zusammensetzung der Gerichte - etwa die An­
zahl der Richter oder der Beizug von Ersatzrichtern - generell-abstrakt 
geregelt werden muss, was das Bundesgericht bisher abgelehnt hat (S. 
573). 

Bei der Eigentumsgarantie unterstützt er die- von einem Teil der Lehre 
kritisierte- Praxis des Bundesgerichts, wonach grundsatzlich jedes of­
fentliche Interesse Einschtankungen rechtfertigen kann, sofern damit 
keine konfiskatorische Besteuerung vorgenommen oder gegen andere 
Verfassungsnormen verstossen wird (S. 608-610). Mit der verfassungs­
rechtlichen Anerkennung eines Grundrechts auf Existenzsicherung (Art. 
12 nBV) habe der personlichkeitsbezogene Aspekt der Institutsgarantie 
des Eigentums seine leistungsstaatliche Entsprechung gefunden (S. 625). 

Im Bereich der Wirtschaftsveifassung stellt Jorg Paul Müller u.a. fest, 
dass keine Verfassung eines anderen Staates eine so weit gehende Ga­
rantie der Wirtschaftsfreiheit kenne (S. 633). Die Wirtschaftsverfassung 
der neuen BV enthalte zwei grundsatzliche Neuerungen: die neue Syste­
matik bringe die unterschiedlichen Bedeutungsschichten der Wirtschafts­
freiheit als Grundrecht des Einzelnen (Art. 27 nBV) und als Grundent­
scheidung für eine marktwirtschaftlich organisierte Wirtschaft (Art. 94 
nBV), die auf rechtlich normierte Rahmenbedingungen und steuernde 
Eingriffe durch den Staat angewiesen bleibt, klarer zum Ausdruck; aus­
serdem verzichte Artikel 94 nBV auf einen Verfassungsvorbehalt für 
wettbewerbskonforme Einschrankungen - für diese gelten die allgemei­
nen Voraussetzungen der Grundrechtseinschrankungen von Artikel 36 

· nBV (S. 635 f.). 

Jorg Paul Müller und seinem wissenschaftlichen Team ist ein wegwei­
sendes Werk von bleibendem Wert gelungen. Der Einsatz für die Men­
schenrechte auf nationaler und internationaler Ebene ist das Le­
bensthema von Jorg Paul Müller als Wissenschafter, Lehrer, Richter und 
Experte. Für seine wissenschaftlichen Arbeiten auf dem Gebiet der Men­
schenrechte wird er- zusammen mit Luzius Wildhaber- mit dem diesjah­
rigen Marcel-Benoist-Preis ausgezeichnet. Das Werk ist auch eine Frucht 
der an der Universitat Bern von den Professoren Jorg Paul Müller, Peter 
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Saladin und Walter Kalin geleiteten wissenschaftlichen Studien über die 
Menschenrechte auf nationaler, europaischer und globaler Ebene. Man 
kann dem Werk nur grosste Beachtung und weiteste Verbreitung wün­
schen: es gehort auf das Pult aller Jus-Studenten und in die Handbiblio­
thek jeder rechtsetzenden, rechtsprechenden und rechtsanwendenden 
Behorde. Es bleibt zu hoffen, dass sich in der Praxis die Menschenrechte 
in der vom Autor vorgezeichneten Richtung durchsetzen und dass das 
Werk viele ermutigt, sich ebenfalls für die Weiterentwicklung der 
Grundrechte und der Sozialrechte einzusetzen. 

DR. ALDO LOMBARDI, Leiter des Dienstes für die Totalrevision der Bun­
desverfassung, Bundesamt für Justiz, Bern 

KURT JENNY l ALEX ACHERMANN l STEPHAN MATHIS l LUKAS 

OTT (Hgg.), Staats- und Verwaltungsrecht des Kantons Basei­
Landschaft, Liestal (Verlag des Kantons Basei-Landschaft) 
1998, 504 Seiten, Fr. 39.- (= Recht und Politik im Kanton Ba­
sei-Landschaft, Band 15 

Nachdem am ersten Januar 1987 eine neue Kantonsverfassung in Kraft 
getreten ist, besitzt der Kanton Basel-Landschaft nun auch ein Handbuch 
zum Staats- und Verwaltungsrecht, das einen guten Überblick verschafft, 
und zwar über das in der Verfassung in den Grundzügen geregelte politi­
sche System einerseits und das zurzeit geltende Verwaltungsrecht ande­
rerseits. Bekanntlich setzt sich dieses in unserem Land zusammen aus 
unzahligen Einzelerlassen auf Gesetzes- und Verordnungsstufe. Aber der 
Blick richtet sich auch über allzu enge Grenzen hinaus und zeigt Koope­
rationsmoglichkeiten und Kooperationsbereitschaft zwischen Gemein­
den, zwischen Kantonen, ja auch über die Landesgrenzen hinaus. In 
fünfzehn Beitragen wird ein lebendiges Bild geschaffen, das keinen An:­
spruch auf Vollstandigkeit erhebt, wohl aber einen Einblick gewahrt in 
aktuelle Probleme und versuchte Losungen. 

Hauptziel des vorliegenden Werkes ist es, ,einen qualifizierten und 
nützlichen Beitrag an die Kenntnis des kantonalen offentlichen Rechts 
und an dessen Handhabung zu leisten". Dabei richtet es sich an alle 
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Rechtssuchenden, sowohl an Behorden aller drei Gewalten als auch an 
Studenten, insbesondere der Universitat Basel, wo die Kenntnis des 
kantonalen Rechts, insbesondere der beiden Basel, sei t jeher verlangt und 
in einer eigenen Disziplin gefordert wird. Auch über die politische Ent­
wicklungen im vergangenen Jahrzehnt in Sachen Erziehung, Raumpla­
nung, Umweltschutz, Arbeitsmarkt u.a. erfahren die Leserinnen und Le­
ser interessante Einzelheiten. Dabei interessiert nicht nur die kantonale 
Polítik, sondern es wird deutlich, dass Entscheidendes oft auf der Stufe 
der Gemeinden erarbeitet wird; 

In seinem Aufsatz über ,Erste Erfahrungen mit der Kantonsverfassung 
des Kantons Basel-Landschaft von 1984" gibt uns Gíovanni BIAGGINI 
einen Überblick über die wichtigsten Neuerungen in der Verfassung und 
wir erfahren, wie sich diese konkret auszuwirken beginnen und wo die 
(unvermeidlichen) Schwierigkeiten liegen. 

Ein neuer materieller Gesetzesbegriff (§ 63), der nur noch die 
,grundlegenden und wichtigen Bestimmungen" in die Form des Gesetzes 
zu kleiden gebietet, zusammen mit einem Delegationsverbot (§ 36 Abs. 
l) hat sich im Ganzen gut bewahrt. Er bringt eine Verstarkung der demo­
kratischen Legitimation bei den wichtigen und einschneidenden Geset­
zesnovellen und Planungsentscheiden, auf der anderen Seite erleichtert er 
das Regieren, weil weniger wichtige und weniger folgenschwere Mass­
nahmen nun in der Form des Dekrets erlassen und von der Mitsprache 
des Volkes ausgenommen werden konnen. 

Dazu kommt die schon damals geplante aber erst nach der Volksabstim­
mung vom 7. J uni 1998 verwirklichte Einführung des fakultativen Refe­
rendums. Sie bringt insofern Erleichterungen im politischen Alltag, als 
lange nicht mehr alle Vorlagen dem Volk unterbreitet werden müssen, 
sondern nur noch jene, für welche die Gegner ein Referendum zu Stande 
gebracht haben. 

Verfassungsgebung ist ein Lernprozess, der aber mit der Verabschiedung 
einer neuen Verfassung noch lange nicht abgeschlossen ist. Viele Ge­
setze mussten angepasst werden. Bei Auslegungsschwierigkeiten hat sich 
das Verfassungsgericht bis anhin bestens bewahrt und nachtragliche, 
partielle Reformen haben den Entwicklungsprozess weitergeführt. 
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Díe heutige praktische Bedeutung der kantonalen Verfassung liegt 
schwergewichtig in seiner Organisationsfunktion. Vor allem im institu­
tionellen Bereich ist sie immer wieder aufgerufen, Weichen für die Zu­
kunft zu stellen. Im Alltag tritt sie eher in den Hintergrund. Wenn man 
sich ihrer auch nicht immer bewusst ist, so ist sie dennoch als Hüterin 
rechtsstaatlícher und sozialer Grundwerte immer prasem und spielt für 
die demokratische Legitimation des Staates eine nícht zu unterschat­
zende, j a unentbehrliche Rolle. 

Stephan MATHIS erganzt diese Ausführungen mtt mteressanten Einzel­
heiten aus der Verfassungsgeschichte des Kantons. Nach der Trennung 
der beiden Base! im Herbst 1832 in zwei Halbkantone hat der Kanton 
Basel-Landschaft einen eigenstandigen Weg eingeschlagen. Im Frühjahr 

\ 

des sel ben J ahres hatte e ine Landsgemeinde ei nen unabhangigen Staat 
ausgerufen. Anschliessend berichtet der Autor über die Revision der 
kantonalen Verfassung und ausführlich über die historischen Ereignisse, 
welche schliesslich zum Übergang des Laufentals vom Kanton Bern in 
den Kanton Basei-Landschaft geführt haben, ein Prozedere, das vier 
Volksabstimmungen und 85 Verwaltungsvereinbarungen notig gemacht 
hat. Anschaulich wird dabei gezeigt, wie politisch brisante Probleme in 
unserem Land auf friedlichem Wege gelbst werden konnen. 

Die politischen Rechte im Baselbiet werden von Alex ACHERMANN vor­
gestellt. Jede Gemeinde hat ein eigenes Stimmregister, wo auch die 
Kantonsbürgerinnen und -bürger, welche im Ausland wohnen, eingetra­
gen sind. Auf der Kantonsebene werden der Landrat, der Verfassungsrat, 
der Regiérungsrat, der Standerat, das Bezirksgericht und dessen Prasi­
dent/in sowie die Friedensrichter/innen vom Volk gewahlt. 

Der Kanton Basel-Landschaft kennt die Volksinitiative sowohl auf kan­
tonaler wie auf Gemeindeebene. Dabei konnen Verfassung- und Geset­
zesbestimmungen vorgeschlagen werden, sei es in ausformuliertem Text, 
sei es als nicht formulierte allgemeine Anregung. 

Lukas OTT beschreibt Aufgaben und Kompetenzen des Landrates. Peter 
MEIER gibt einen Überblick über die Tatigkeit von Regierungsrat und 
Verwaltung, Toni Vvr ALTER konfrontiert uns mit der kantonalen Gerichts­
organisation und der Rechtspflege. 
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Der Einteilung des Kantons Basel-Landschaft in Bezirke und Gemeinden 
ist der Beitrag von Daniel SCHWORER gewidmet. Man erHihrt darin, dass 
sehr vieles dezentral geregelt wird, es gibt neben den fünf Verwaltungs­
bezirken (Arlesheim, Laufen, Liestal, Sissach und Waldenburg) sechs' 
Gerichtsbezirke, zwolf Wahlkreise, vier Forstkreise, sechs Amtsvor­
mundschaftskreise, siebzehn Sekundarschulkreise, dreiundzwanzig Frie­
densrichterkreise und achtundzwanzig Zivilstandskreise. 

Das revidierte Gemeindegesetz trat a m l. J an u ar 1996 in Kraft. Gemein­
defusionen sind, obwohl moglich (Biel/Benken 1972), im Kanton Basel­
Landschaft bis anhin eine ausserste Seltenheit. Dagegen gewinnen 
Zweckverbande und andere Formen der Zusammenarbeit an Bedeutung 
und müssen verstarkt werden. Ansatze dazu sind vorhanden; selbst über 
die Landesgrenzen hinaus. 

Der Beitrag von Eduard BELSER befasst sich mit der grenzüberschreiten­
den Zusammenarbeit am Oberrhein. Wer sich für Geschichte interessiert, 
findet in diesem Artikel interessante Einzelheiten, welche aufzuzahlen 
den Rahmen dieser kurze·n Berichterstattung bei weitem sprengen würde. 
Wir konnen Sie also nur auffordern, das Buch selber zur Hand zu neh­
men: Es lohnt si eh! 

Über das Finanzwesen berichtet Hans FÜNFSCHILLING. Erst auf aus­
drückliche Anordnung der neuen Kantonsverfassung hin bekam auch der 
Kanton Basel-Landschaft ein Finanzhaushaltsgesetz. Dieses trat am 1. 
J anuar 1988 in Kraft. In d er Verfassung werden au eh di e Finanzkompe­
tenzen von Landrat und Regíerungsrat geregelt. So regelt der Landrat u.a. 
die Besoldung seiner Beamtinnen und Beamten abschliessend, das be­
deutet, dass es in diesem Kanton keinen Referendumskampf über die 
Lohne der Mitarbeitenden geben kann. 

Wichtig ist natürlich die Finanzkontrolle, die fachlich selbststandig und 
unabhangig sein muss. Neu wird im (Sinne des NPM 1

) Gewicht gelegt 
darauf, dass die Verwaltung nicht nur rechtmassig und wirtschaftlich, 
sondern auch effizient ist. Moglichkeiten der Kreditübertragung und 
-verschiebung schaffen grossere Flexibilitat und geben Anreize für einen 
effektiveren Einsatz der Mittel. 

SCHWÓRER. 
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Über Staat und Kirche berichtet Rudolf MESSERLI. Im Kanton Basel­
Landschaft gibt es eine Finanz- und Kirchendirektion, ,Geld und Geist" 
sínd also unter demselben Dach vereinigt. Neben den evangelisch-refor­
mierten, den romisch-katholischen und den christkatholischen Christen 
gibt es auch andere anerkannte Religionsgemeinschaften. Bedingung ist 
eine demokratische Struktur, ein Rechtsanspruch auf Anerkennuríg be­
steht allerdings nicht. 

Was es mit dem ,Kirchen- und Schulgut" der evangelischen Landeskir­
che auf sich hat, ist ohne historischen Hintergrund nicht zu verstehen. 
Wiederum e in Grund, das B u eh sel be r in di e Han d zu nehmen! 

Peter SCHMID berichtet über Bildungspolitik. Dafür, dass der obligatori­
sche Schulunterricht sei t eh und j e zu den Rechtsgebieten gezahlt werden 
kann, die noch immer foderalistisch geregelt werden und deshalb traditi­
onsgemass in der alleinigen Kompetenz der Kantone liegt, bringt der 
Berichterstatter, der selber nicht Jurist ist, wenig bis gar kein Verstandnis 
au f 

W o der Bund keine einheitliche Regelung kennt, weil der obligatorische 
Schulunterricht seiner Kompetenz entzogen íst, müssen die 26 Kantone 
eben miteinander reden und verhandeln und sich vertraglich einig werden 
darüber, was vereinheitlicht werden soll und was auch verschieden und 
den lokalen Gegebenheiten angepasst bleiben darf. 

Solche Vereinbarungen werden durch die vier Erziehungsdirektorenkon­
ferenzen der Schweiz2 ausgehandelt und dann von den kantonalen Regie­
rungen ratifiziert. So kennen wir das Konkordat über die Schulkoordina­
tion vom 29. Oktober 1970, dem ausser dem Kanton Tessin alle Kantone 
beigetreten sind, das ,Internationale Übereinkommen über die Anerken­
nung von Ausbildungsabschlüssen" vom 18. Februar 1993 und die inter­
kantonale Vereinbarung über die Beitragsleistung an Studienplatze aus-

. serkantonaler Universitaten, die vor kurzem (8. Juli 1997) unter der 
neuen Bezeichnung IUV (lnterkantonale Universitatsvereinbarung) ver­
abschiedet worden ist. Daneben gibt es zahlreiche bilaterale und regio­
nale Schulvereinbarungen, wobei zu betonen ist, dass naturgemass und 

2 SR(f: EDK; EDK-Ost; NW EDK. 
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geschichtlich bedingt die Beziehungen zum Kanton Basel-Stadt beson­
ders eng sind. 

Im Moment wird im Kanton Basel-Landschaft an einem neuen Bildungs­
gesetz gearbeitet, das den gesamten Schulbereich abdecken soll: vom 
Kindergarten über die Primar- und Sekundarstufe (l und 11) bis hin zu den 
Fachhochschulen und zum Universitatsbereich. Geplant ist ein Rahmen­
gesetz, das den einzelnen Schulen ausreichenden Gestaltungsspielraum 
betasst. damit sie nach inrien und aussen ein eigenes Profil entwickeln 
konnen. 

Über Raumplanungs- und Baurecht berichtet Daniel ROTH, über Um­
weltschutzrecht Jürg HOFER. 

Die Zunahme der Bevolkerung, die Verknappung des Bodens, die Verun­
reinigung der lebenswichtigen Elemente Luft und Wasser hangen ir­
gendwie zusammen und stehen in einem gewissen Widerspruch zur Ei­
gentumsfreiheit, wie si~ noch zu Beginn des Jahrhunderts selbstver­
standlich und garantiert war. 

Der Bund hat in diesen Intressenkonflikt regelnd eingegriffen. Nach der 
notigen Teilrevision der Bundesverfassung erhalten Raumplanung (ge­
stützt auf Art. 22 quater aBV) und Umweltschutz (gestützt auf Art. 24 
septies aBV) je ein bundesrechtliches Rahmengesetz, an das sich die 
Kantone zu halten haben. 

Am 8. J anuar 1998 wurde ei n kantonales ,Raumplanungs- un d Bauge­
setz" verabschiedet, gestützt auf § 116 KV und markiert das Ende eines 
langen Revisionsweges. Am- ersten Januar 1992 konnten nach intensiven 
Vorarbeiten und etlichen Umwegen zwei weitgehend identische kanto­
nale Umweltschutzgesetze in den beiden Halbkantonen BS und BL in 
Kraft gesetzt werden, wobei besonders im Bereich der Luftreinhaltung 
innovative Neuerungen eingeführt worden sind (mit marktwirtschaftli­
chen Instrumenten wie Emissionsgutschrift und Emissionsverbund). 

Im Aufsatz über die Gesundheit von Rosmarie FURRER erfahren wtr 
Wichtiges über das kantonale Gesundheitswesen; wir lesen, dass nach § 
11 O jeder für die Erhaltung seiner Gesundheit in erster Lin i e selbst ver­
antwortlich sei, dass die Krankenversicherung obligatorisch ist, dass der 
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Kanton Voraussetzungen für die medizinische Versorgung schaffen, dass 
er überwachen und koordinieren soll. 

Die Gemeinden werden m die Pflicht genommen, sie müssen den Spitex­
dienst auf ihrem Territoríum sicherstellen (Spitexgesetz). Im Zuge der 
Aufgabenentflechtung haben die Stimmberechtigten in der Abstimmung 
über ein neues Gesetz zur Ànderung der Gemeindebeitdige u.a. beschlos­
sen, dass fortan die Gemeinden zu hundert Prozent für die Unterstützung 
der Bewohnerinnen und Bewohner von Alters- und Pflegeheimen aufzu­
kommen haben. 

Brigit JAISER beschliesst dieses Kompendium mit einem Beitrag über 
kantonale · Arbeitsmarktpolitik und Arbeitnehmerschutz. Si e sprícht von 
den Massnahmen zur Unterstützung von Arbeitslosen und Ausgesteuer­
ten und den Ànderungen im Bereich der Arbeitslosenversicherung. Das 
kantonale Recht kann aber nur erganzend wirken, da die Materíe über­
wiegend und recht detailliert vom Bundesgesetzgeber geordnet worden 
i.st. 

Der inlandische Arbeitsmarkt wird hauptsachlich über das Instrument der 
Arbeitsbewilligung, davon sind naturgemass hauptsachlich die auslandi­
schen Arbeitsuchenden betroffen, da Schweizer Staatsangehorige i.d.R. 
keine Bewilligung durch die Behorden brauchen3

, wenn sie sich anstellen 
lassen. Auch hier hat der Bund mit der Schaffung von Kontingenten 
einen sehr engen Rahmen geschaffen, der die restriktive Praxis der Be:. 
horden rechtfertigt. 

Den Beitragen ist ein Verzeichnis der Autorinnen und Autoren mit kur­
zem Lebenslauf und Korrespondenzadresse beigefügt. 

In dieser kurzen Übersicht konnten natürlich die besonders brísanten 
Themen nur gestreift werden. Das Wenige aber soll genügen, um ge­
neigte Leserinnen und Leser zu verführen, das Buch selber in die Hand 
zu nehmen. Sie werden beim eingehenderen Studium sehr vieles entde­
cken, was nicht nur interessant, sondern von praktischer Bedeutung ist. 
Es ist so geschrieben, dass auch Laien es verstehen konnen, birgt aber 
au eh für J uristinnen und J uristen mane h e überraschende Erkenntnis. Man 

Abgcsehen von gewissen hochqualifizierten Berufen wie Ãrzte. Notare u.a. 
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gewinnt bei der Lektüre den Eindruck, dass der Kanton Basel-Land­
schaft, sehr mutig, gewonnene Erkenntnis in die Praxis umzusetzen be­
gonnen hat, dass er Abstriche macht und Vereinfachungen vornimmt, wo 
es notig ist, da~s er aber dabei die. Idee der Mitsprache des Volkes nicht 
preisgibt, sondern in den wirklich wesentlichen Fragen eher noch ver­
starkt. 

PROF. THOMAS FLEINER l LIC.IUR. CHRISTA BRAAKER, lnstitut für Fode­
ralísmus, Freiburg 


